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Am 29. Oktober 2009 billigte der Europäische Rat eine auf polnische und schwedische Initiative
zurückgehende und von der Europäischen Kommission erarbeitete Strategie für den Ostseeraum
sowie einen dazugehörigen 80 Projekte umfassenden Aktionsplan. Zu den Zielen der Ostseestra-
tegie, die zu den Schwerpunktthemen der schwedischen Ratspräsidentschaft gehörte, zählen die
Sicherstellung einer nachhaltigen Umwelt, die Steigerung des Wohlstands, die Verbesserung der
verkehrstechnischen Zugänglichkeit und Attraktivität sowie die Gewährleistung der Sicherheit in
der Region.

Ostsee als Wirtschafts- und Umweltraum
Bereits im Mittelalter war die Ostsee ein be-
deutender Verkehrs- und Handelsweg. Über
sie führte der überwiegend von deutschen
Hansekaufleuten betriebene Handel mit Ge-
treide, Holz, Wachs und Tuchen zwischen
dem rohstoffreichen Norden und Osten und
den bevölkerungsreichen Städten West -und
Mitteleuropas. Einen mit der Hansezeit ver-
gleichbaren wirtschaftlichen Aufschwung
erlebt die Ostseeregion erst wieder seit dem
Zusammenbruch des sowjetischen Impe-
riums. Acht der neun Ostseeanrainerstaaten
sind inzwischen EU-Mitglieder: Schweden,
Finnland, Estland, Lettland, Litauen, Polen,
Deutschland und Dänemark. Heute leben im
Einzugsgebiet der Ostsee ca. 90 Mio. Men-
schen. Ökonomisch gliedert sich die Region
in einen wohlhabenden und technisch hoch-
innovativen Norden und Westen mit moder-
nen Verkehrswegen und einer gut ausgebau-
ten Infrastruktur sowie einen in dieser Hin-
sicht weniger gut erschlossenen Osten und
Süden. Beeinträchtigt wird die Entwicklung
der Ostseeregion insgesamt durch ihre geog-
raphische Weite und eine relativ weit zer-

streut lebende Bevölkerung, die Ferne zu den
wirtschaftlichen Zentren und negative Um-
welteinflüsse. Dazu zählen die durch den
übermäßigen Eintrag von Nitraten und Phos-
phaten hervorgerufene Eutrophisierung, Über-
fischung und die durch den Klimawandel
steigenden Meerestemperaturen. Mit dem
wirtschaftlichen Aufschwung hat zugleich die
Gefährlichkeit der transportierten Güter zu-
genommen. So hat sich allein zwischen 2000
und 2007 der Öltransport mehr als verdop-
pelt. Für die nähere Zukunft wird eine Zu-
nahme der Flüssiggastransporte erwartet.
Mögliche Umweltgefahren spielen auch bei
der Beurteilung der Nord-Stream-Pipeline
eine Rolle, deren erster Leitungsstrang ab
2011 russisches Erdgas nach Deutschland
leiten soll.
Um die naturräumlichen und klimatischen
Nachteile der Region auszugleichen und die
Potenziale der Region zu fördern, unterstützt
die Europäische Union die Ostseeanrainer in
der aktuellen Finanzperiode 2007 bis 2013 im
Rahmen der Kohäsionspolitik mit ca. 50 Mrd.
EUR, weitere 1,25 Mrd. EUR fließen aus Mitteln
der Gemeinsamen Fischereipolitik.
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Makro-regionaler Ansatz der Ostseestrategie
Zur Bewältigung der Probleme der Region for-
dert die Kommission in ihrer Ostseestrategie
keine neuen Rechtsvorschriften oder den Auf-
bau weiterer Strukturen, sie stützt sich viel-
mehr auf die Mitwirkung der Anrainer selbst
sowie die bestehende finanzielle Mittelausstat-
tung. So listet der Aktionsplan 15 für die Ent-
wicklung der Region wichtige Zielvorgaben auf,
deren Umsetzung einem oder mehreren Anrai-
nern überantwortet wird. Um beispielsweise
Handelshemmnisse beim Seeverkehr zu besei-
tigen, soll Estland die Vereinfachung von Ver-
waltungs- und Zollvorschriften koordinieren.
Polen und Schweden sollen Verantwortung
dafür übernehmen, dass durch die Bereitstel-
lung nationaler und privater Finanzierungsmit-
tel die Forschungsaktivitäten in der Region un-
tereinander besser abstimmt werden. Lettland
und Dänemark sollen darüber wachen, dass die
bisher stark national ausgerichteten Energie-
märkte des Baltikums durch die „Estlink“-
Stromverbindung zwischen Estland und Finn-
land ergänzt und durch einen Stromverbund
der baltischen Staaten untereinander stärker
vernetzt werden. Deutschland soll Maßnahmen
und Programme zum Erhalt naturbelassener
Zonen und der Biodiversität im Ostseeraum
koordinieren. Ein weiteres Augenmerk der
Strategie liegt auf dem Ausbau der Verkehrs-
und Infrastruktur in den weniger entwickelten
Räumen. So soll ab 2012 mit Mitteln aus dem
Kohäsionsfonds die Bahnverbindung „Rail Bal-
tica“ gebaut werden, die Warschau mit Tallinn
wesentlich schneller als bisher verbindet (statt
36 nur noch 12 Stunden Fahrzeit). Durch eine
Erhöhung der Radsatzlast auf der Bahnstrecke

Berlin-Rostock soll der Gütertransport in Rich-
tung Skandinavien gefördert werden. Als Al-
ternative zum umweltbelastenden Individual-
und Güterverkehr über Land sollen künftig
stärker „Meeresautobahnen“ per Schiff genutzt
werden. Um die Umweltrisiken für Transporte
auf der Ostsee zu minimieren, sollen gestaffelte
Hafengebühren die Umweltfreundlichkeit von
Schiffen fördern und zur Überwachung der
Umweltrisiken ein gemeinsames Forschungs-
überwachungssystem eingerichtet werden. Als
Herausforderungen im Bereich Sicherheit hat
die Kommission Handlungsbedarf bei der mari-
timen Sicherheit und der Bekämpfung der
grenzüberschreitenden Kriminalität festgestellt.
Um gegen diese vorzugehen, soll unter der Lei-
tung von Finnland und Dänemark ein Pilotpro-
jekt für ein länderübergreifendes Daten- und
Informationssystem für die maritime Überwa-
chung gestartet werden. Zur Bekämpfung der
grenzüberschreitenden Kriminalität sollen
koordiniert durch Finnland in den Mitglied-
staaten einheitliche nationale Koordinations-
zentren für die Überwachung der Außengrenze
eingerichtet werden, die mit anderen Zentren
relevante Informationen austauschen.

Künftige Evaluierungen
Dem Ansatz folgend, keine neuen Strukturen
oder Gremien zu schaffen, wird die Ostsee-
strategie in Zukunft immer dann evaluiert
und aktualisiert werden, wenn ein Ostseean-
rainer die EU-Ratspräsidentschaft inne hat:
dies werden im kommenden Jahrzehnt Polen
2011, Dänemark 2012, Litauen 2013, Lettland
2015, Estland 2018 und Finnland 2020 sein.
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